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Amtsgerlcht Karlsruhe-Durlach +

Urteil

lm Namen des Volkes

Ef ng*g;GEn-i

Epo 2 DEz. nnt

In dem Reehts,streit

Prozessber,no ll m ächilgüe:

gegeh

Vol^ksflrsorSe Deu lsohe $achverslcherung Ac,vertr. d. d. Vorstands_rorsitzenaen'öi. l*äÄiin Lm ppena u,Breltwiesenstr. 1 9, Z0565 .Strt$ärt-'

Prozessbe rcl lrnächtigte:

wegen Forderung

RflffmFgericht 
lGrlsruhE'Durlach auf die mtindrictre Verhandlung vom 28.09.2008 durch

für Recht erkannt:

Die Beklagte wid veru&ilt, an die K]ägerin €, Bzl,z4nebst Zinsen hieiaus in Höhe von5 Prozentpunktsn über dern BasiszinssaE seit dem 02.06. 2aag zuzahren. trn übrigenwird die Ktage abgöwiesen.
Die Bekfagte hägtdfe Kosten des Rechbtreits.
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3- Das Urteil ist vorläufig volfstreckbar. Der Beklagten wird nachgelassen, die Volfstreckung
gegen sicherheitslelstung in Höhe ron 120 oÄ des auf Grund des urteils voltsheckbaren
Betrags abzuwendon, wenn nicht dle Klägerin vor der Vollstrecturrg sicherheit in Höhe
von 120 % de^sj€lÄreits zu vollslreckenden Betnags leistet.

Tatbostand

Die Klägerln nimmt die Beklagte eus abgetretene.rn Recht auf zahtung reslicher
Mietwagenkosten in Anspruch.

Der Geschädigte (= der zedeng erlin arn zg,1r2aat einen Autounfall, infolgedessen sern
Fahaeug neschädigt worden ist. Die 100 %"Haftung der Beklagten dem Grunde nach für die
unfallkausalen schäden des Zedenten ist unsfeitig. streitig ist altein die Höhe zu erstattenden
Mietwagenkosfen-

Der Zedent hat währcnd der Reparaturdauer vom 29.11.2@7 bis zum 14.12,2007, mithin frir
die Dauer ron 16 Tagen, beider Klägerin ein Ersacfahrzeqg angemletet. Das Ersatzfahrzeug
gehörte der Fahrzeugklasse 0 an und war um 2 Fahaeugklassen niedn:g einzustufen als desverunfallte Fohrzeug dos Zedenton,

Für den Mietwagen hat die Klägerin dem Zedenten am 14.12.2oar € 2.119,96 in Reahunggestellt' Die Beklagte hat vorgerichtlich an die Bevolmäclrtigfen des Zedenten E 1,294.72
bezahft, Nachdern der Zedent der Klägerin mit Schraiben seiner Berrcllmächtigten vom23'a4'2o08 (Anlage K z) mlttelbn ll€ß, dass er K6rne weiteren Zahlungon an die Ktägeiln leisren
werde' verfolgt die Klägerin den noch offenen Resrbetmg von e gzs,z4 aus abgetretenem
Reoht rnit der vorliegenden Klage.

{
i f

Die Ktägerin ist der Ansicht,

der abgerechnete Mietpreis sei erforderflch irn Sinne von S 24g Abs^ 2 BGB und mithin
vof lunrfä ngliclr zu sr$lgttErr.

Die Klägerin beanhugt:

Die Betclagten wird Verurteitt, an die Ktägerin e gZS,24 nebst g o/o Z,tns über dern
Easiszinssatz seit dem 15.01 , Z00B zu zahfen.
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Die Beklagfe beantragt:

Klsggabweisung.

Die Beklagte ist der Ansicht,

dass der von der KlägErin in Rechnung gestellte Mietpreis überseEt sei. wdre der zedent vor
Anmietunq des Ercatzfahzeugs bei der Bektagten seiner Erkundigungspflicht nachgekommen,
hätte er einen Mietwagen bei anderen vefinietern zu erheblich günstigeren Korrditionen
anmieten können- Ferner habe ihm die Eeklagte anl go.11.2ooo7 ginen Ersabiragen zu einem
Tagespreis von € 68,00 angeboten. Aufgrund der ihm obliegenden Sohadensgering-
haltungspflicht hätte er das bereiF bei oer Klägerin angemietete Fahrzeug zurüd(geben und
das Angebot der Beklagten dDflehmen müqsen.

Uberdies $ai der Normallarif nicht nach dem Schwacke.Automietpreisspiegel zu ermtttetn,
dieser begegne mdhodischen Bedenl(en, lorzugslvürdig sei der Mietspiegel des Fraunhofer
Instituts,

schließlich sei die Krägerln nicht aktivregifimiert_
(Sicherungsabketr.rng) sei wegen Verstoßes gegen Art 1
unwirksam.

Dle Abtretungsvereinbarung

S 1 RBerG nach g 134 BGB

Wegen der vrreitraron Einzelhelten des Sach- und $trelbtands wird Bezug genomrnen auf die
gewechselte schriftsähliche Konespondenz sowie die zu den Akten gereichten Anlagen.

Entscheidungsgründe

Die Klage istzulässlg uhd - abgesehen wm Zinsanspruch - auch begnindet.

Die Klägerin kartn aus abgetretenem Recht \on der Beklagbn Zahlung der reettichen
Mietwagenkostenverrangen,$zstvc,g115Abs. 1sate1Nr. 1wG,s1,3pfichtversG.

4t .

Die Kfägerin ist aktivlegitimiert.
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Die Abtretung dar Ansprilcho tles Zedenien gegen die Beklagte auf Erstattung d6r
Mietwagenkosten gernäß sicherungsabtretungsvereinbarung vom 2g.1 1.2oo7 (Anlege K 1) ist
nlcht wegen verst'oßes gegen An, 1 S 1 RBerG nach g 104 BGB unwirksam.

voraussetzung für eine unwirksamkeit wäre, dass die Klägerin mit der lnanspruehnahrne der
Beklagten aus abgetrgüonem Rccht gesohäftemäßlg frcmde Rechtsangelegenheitr:rr fütrre'
würde, Dies wäre nur dann cter Fafl, wenn die Ktögerin dern ZedentEn, ihrern Kunden, denForderungseinzug abgenomrnen hätte" Eine eigene Angelqenheit liegt dagegen vor, wsnn sle
mit der Inanspruchnahrne der Beklagten rlersucht, die ihr durch die sicherungsabtretrrng
gewährte Sicherheit zu rcalisieron.

Angesichts des in der Anlage K 2 vorgelegten sohreibens der Bevollmächtigten des Zedenten
liegt der wrliegende Faft nicht eo, dass die Kläguin dern Zedenten den ForderunEseinzug
abgenomrvlen haL Vielmehr hat elch dieser über selne Bevorrrnäohügton zunächst selbEt derumgekürnmer[ Erst nachdem die Beklagte ihrer Zahlungspflioht nur tellweise nachgekommen ufiar,hat der Zedent weitere Forderungseiruugsbernühungen eingestellt und der Klägerln miseteitt,
dass er aus eigener Tasche für die MietwagenkoEten nicht aufkomrnen werde. Nach dieserMitteilung hat dann die Klägerin (gerichtliche) schritte geEen die Beklaste eingeleitet
Infolgedeoeen hat die Klägerin dem Zedenüen den Forderungseinzug nicht.bgenommen und
verfolgt mit d€r gerichtlichen Inanspruchnahme der Eekragten eine eigene Angelegenheit, danach der Mitteilung deo Zedenten, keine weihrc ählungen zu leisten, der sicherungsfätl
einoetuoten ist.

z .

Der Mietpreis ist in voller Höhe erstattungsfähig.

2.1

Nach der ständigen Reohtsprechung des BGH kann der regelmäßig zu ersüattende Normamarif
?uf der Grundlage des schwact(e-Automietpreisspiegels gemäß S 2gz Zpo geschä&t werden,
vgf' urt€il zuletzt urteil des BGH vom 2406,200g, vt zR 234f07. Der BGH betont in diesem
Zusammenhang, daes derTatrichter belder $chährng des Normalbrifs besonders freisei.

Die Kritik der Beklagten an dem schwacke-Automietpreisspregers veranlasst das Gericht nicht.von dieser höchstrlentertichen Rechtsprechung abzuweichen.

Der Verwels auf den Mietpreisspiegel des Fraunhofier Institutg übezeugt nlcht, Denn zum einenberurhen die 'Angaben des Fraunhofer lnstituts auf Datenerhebungen lm Zeihaum EndE Februar
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bis Anfang April 2008, also in einem Zeitnaum nach der streitgegengtändtichen
Ersatzwagenanmietung, zum anderen hat rlas Gericht Zweifel an der Repräsentativität qler
Erhebung des Fnaunhofer Institr-rts. da - anders als bel Sohwacl<e - nur wenige Autovermieter
nach lhren PreFen betragtwurden. Ferner gibt die schwacke-Liste einen Ftäziseren nufschluss
über dle Mietwagenpreise im jeweils relolanten Markt, da sie zwischen den elnzelnen plZ-
Gebieten dffierenziErt, wohingegen die Fraunhofer_Liste in nur zweisteilige pLZ-Gebiete

. 
gegliedert ist.

2.2
' 

Die Klägerin batv, Zedentin muss siofr nicht entgegenhalten lassen, dass sie lediglicn Anspruch
auf Erstattung eines uüter dem Normalhrif riegenden Mietwagenprcises habe.

2.2.1

Auf das Angebot der Beklagten vom 30.'t1.2007 auf Anmietung eines Ersatzfahrzeugs zu
einem Tageasab von € 68,00 mussle rler Zerlent nlcht eingehen. ärrar rhuss der Geschädlgte
wegeh der ihm obliegenden schadenBgeringhaltung$pflicht auf günstigere Angobote, die ihm
vongelten der gegnerischen Hattpflichtversldterung unterbreitet rlrcrden, grundsäElioh
eingehen- Dies gllt aber nur dann, wenn ihm dieses Angebot vorliegt, bevcr er das
Ersatefahrzeug angernietet hat. Angebote dagegen, die ihm - wie rorlieg6nd - erst unterbreitet
wgrden, nachdem er bcnrite einen Ersgkwagen qngemietet hat, musg €r nioht mehr annehrnen.
Denn eine derarh:ge Verpfllcfrtung, die damlt veöunden wäre, das zunächst angomietete
Fohrzeug zurtickzugehen, würde die Schadensminderungspfllcht des Geschädigten
überspannen und unberücksichtigt fasoen, dass es ihm als Hen des Restitutionsveffahrens
grundsätzlich frei steht, welches ErsEHahzeug er anmietet, solange der Normaltarlf nicht
üt)ersullrittsn wird.

2,2,2
Der Zedent kann auch nicht auf dio günstigeren TanTe der Vermieter Sixt und Herte rrerwiesen
werden' Denn dies würde r,mraussehgn, da6s dern Zedenten vor der Anrnietung des
Ersatzfahrzeugs bei der Klägerin äber{raupt die Verpflichtung obtag, sich nach günstigeren
Mietfahzeugen zu erkundigen. Dies ist rcrfiegend jedoch nicht der Fall.

Nach der Rechtsplechurlg rlgs BGH iut dur Geuc|ädigte nlutrt verpflictrleL, bsi Atrnrieturrg eiles
Ersatzfahrzeugs den denkbar gtlnstigsten Tarif in Anspruch zu nehmen und zuvor eine Art
Marktforschung zu hetreiben. Eine solche Erkundigungspflicht ist nur gegeben, wenn er
Bedenken gegen dle Angemessenhelt des Tarifs haben rnuss, was sich insbesonder€ aus
dessen Höhe ergeben kann, vgt. urteil des BGH lom 13,00,2006, NJW 200CI. 2gg1; urteil des
BGH vom O9^0S 20CI6, NJW 2006. 2106 f..
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ln dem u,teir vom 09.05.2006 hat der BGH eine solche Erlcundigungspfricht angenomrnen. Dort
lag es aber so, dass der in Anspruch genommene Tarif um eln Melfaches iiber dem Normaltarif
lag (nach scrnvacKe geschätner Normaltarlf betrug € 1337,00, der in Rechnung gestellte Tartt
dagegen € 3029,92),

Da vorliegend aber der in Rechnung gestellte Tarif sogar unterhalb des zu schätzenden
Normaltarffs liegt (s'u.), bestand für den Zedenten keine Venanlässung, siqh nech günstigeren
Tarifen umzusehen. Es Kann ihm deshelb auch nicht entgegen gehalten werden, dass die
Firmen sixt oder Herrz günstigere Angebote bereit gehanen hätten,

2 3
wach Überzeugung des Gerichts ist vor{logend weiters ein pauschaler Aufschlag auf den
Nonna lüa rif gereehtferti g I

Nach der Rechtsprechung dos BGH rerstößt eln Gesohädigter ntcht stets gegen dle Fflicht zur
schadensgeringhahung, wenn er einen Mrctunagen zu einem über ctem Nonnaltarif llegenden
Unfallersatzfarif anmietet. Dies gih u.a. dann, wenn die Besonderheiten des Tarifs mit Rücksicht
auf die Unfalleiluation (etwa Vorfinanzierung, das Risiko des Ausfalls ;11it der Ersagorderung
wcgcn falscher Bewertung der Anteile Bm unfallgeschehen cturch den Kunclen oder das
Mietwagenunternehmen, etc.) einen gegentiber dem NormaltErlf höheren Tarif rcchtfertigen,
weil sie auf Leistungen des VermietErs beruhen, dle duroh die besondere Unfailsituation
veranlasst und deshatb zur Schadensbehebuns nech g 249 Abs. 2 BGB erforderlich sind. Dabei
ist nicht erforderlich, daös der bei dpr sohadensberechung besonders freie Tatrichter für die
Prüfung der fufdsbsnrirtschqftlichen Rechtrertlgung des unfailensatatarifs ctie Katkulatiorr ctes
konkreten Unternehmens in jedem Fall nachrollzieht. Vtelrnehr kann sich die prüfung darauf
beschränken, ob spezifischen Lelsturrgen bei der Anmietung an unfaltgeschädigte ailgemein
einen Aufschlag recfrffertigen' wqbei such ein pauschaler Aufsohlag in Behacht komrnt, vgl. u-a,
Urteildos BGH vom 26,06,2002, NJW Z}OT,2916l..

Vorliegend wurde von der l(lägerin vorgetragen, dass derartige unfaltbedingte Mehrleistungen
angefiallen sind' etwa Vorfinanzierungskosten, efiöhtes Forderungsausfallrisiko aufgrund
fehlender sicherheiten, wie bspw. die sonst übliche Zahlung per Kreditltärb oder die
Hinterlegung einer lGution, erhöhter Personal- und Verwaltungsaufi,vand durch Bereitstellung
eitteu 24-utrr-servlcas, gesteigerte Vorhaltekosren durch einen 'to-Klasgen-Fuhrpark.

Das Gericht trägt dlesem Mehraufirvand dadurch Rechnung, daso es im R8hmen der
schadensschäteung einen pauechalen Aufochlag ron ?0 oÄ auf den Normalterif vornimrnt, vgl"
auch urteir des oLG rGrrsruhe vom 19.0g.2002, Az.: 1g u 217106,



BNU
Bundesverbqnd der

Autovermieler Deulschlonds e'V'

Obenl ,ouf : f r .  l6 ' i8  '  10963 Ber l in

- 7  -

Diecqr Aufschhg ist aueh vor dern Hintergrund des Einwands der Bektagten, der Zedent habe
über eine Kreditk8rte verttigt, die er hätte einsetren miisöen, gerechtfiartigt. Denn es kommt
nichl daläuf an, ob der Mehraufirand im konkreten Einzelfall erforderlich gerüesen ist, es ist
vielmehr eine generelle Betrachtungsnreise geboten, d.h. der Arrfschlag ist dann gerecfrtfertigt,
wenn der Vennieter allgemein beider Vennietung aufgrund Unf,atts mehr Aufi,rrundungen hat ats
bei sonstigen Vermietungsgeschänen, Übertlies ändert der Einslrtz einer Krediü€rte nichts an
den Mehrleistungen 

"erhöhter Personal- und Verwaltungsarrfrvand durch Bereitstellung eines
2#uhr'servicesn und -gesteigerte vorhartekosten durch 10-Krassen-Fuhrpark".

?.4

DPr regelrnäßlg votzunehmende Abschlag von 5 7o aufgrunct ersparbr Eigenauflruendungen
entfällt vorfiegend, da der Zederrt ein urn 2 Klassen niedrigeres Ersatzfahrzeug angemietet hat,
vgl. Patandt, Kommentar zurn EGB, S 24g, Rd._Nr. 32.

2.6
NÖben dem Mietwagenbrif sind noch sogenannte Nebenkosten zu berüoksichtigen, vortiegend
Volll€skoversicherung, Winterau*stattunq sowle Zubringung und Abholung. Auch diase können
nach der schwacke-Liste gemäß s 2s7 Zpo geschät4 weruen.

Ein Geschädlgter kann jedoctr zur vermeidurq einer Bessersteltung Nebenkosten nur dannvedangen, ats diese auch tatsächlich erbracfrt worden sind, und auch nur in der Höhe. dietatsächlich in Rechnung g€steltt worrJen ist, vgt. urtoit des oLG Köln vom 02.03.2007, Nzv
2007, 1gg ff..

2.e
Danach erg ibt eich vorliegend nachstehender ershtfu ngsfäh ige Mietpreis :

' 2xWochentarif (schwacke-Modus) a €632,50 =€ 1265,00
- 2 xTagestanT(Schwacke.Modus) a € 11S = € 230,00
' 20 Yoiger Aufschtag'€ 29g,00
' 2 x Wochenlarif voilrasko (schwack+Modus ) a € 156,00 = € 312,00
' 2 xTageshrifv'rfkasko (schwacKe-Modus) a € 26,00 = € 52,00
- 16 Tage Wintemusstattung (Rechnungsbetrag, da unterhalb $chwacke-Terif); € 175,93- Zubringung/Abholung (Schwacke.Tarif) = € 50,00

Gesamt; € 2.383,93
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Da die strcitgegenständliche Mietwagenrechnung unterhalb dieses Betrags tiegt (€ 2.11g,g6) istsie in volfer Höhe zu Grstatten. Abzüglich der,vorigoriohfllch bercits bczahlten €.1.2g4,22 steht
damit der Klagebetrag von €. gkg,z4nooh zur Zahlung offen.

Der Zinsanspruch ergibt sieh aus ss 2g1, 2gB Abe. 1 sah 2 BGB.

Entgegen der Ansicht der Klägerin geriet die Beklagte vorllegend nicht 30 Tage nachRechnungsempfang in Verzug, da die vonchrrft des s 2gg Abs, 3 BGB arrf
schadensersatzansprücfre keine Anwendunü findet. vgl. Helnrlchs in palandt, Kommentar 2.46
BGB' S 286' Rd.'Nr' 27' Daher eind der Klägerin gemäß g zgl BGB erst ab Rechthängigrceir
Zinsen zuzusprcchen.

Die zinshöhe beftigt gemäß $ 288 Abs. r saE 2 BcB 5 prozentpunlde über demEasiszinssab- I Prozcntpunkte' wie beantrogt, eind nicht zuzuspreohen, da es sich rrortiegend
um eine schadensersatzforderung hendelt und nicht um elnen Anspruch ausReohtsgeschäften.

4.

Die prqzeesuabn Nebenentscheidungen beruhen auf gg g2 Abs. 2 Nr. 1, 700 Nr. 11,711:.lp}.

K a u I

Rich[er


